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Der Gewinnfreibetrag beträgt ma-
ximal 13% des Gewinns. Für 
Gewinne bis € 30.000 steht der 

Grundfreibetrag in Höhe von 13% des Ge-
winnes (maximal € 3.900) zu. Es ist nicht 
erforderlich, dafür Investitionen zu tätigen. 
Übersteigt der Gewinn € 30.000, kann zu-
sätzlich zum Grundfreibetrag ein investi-
tionsbedingter Gewinnfreibetrag geltend 
gemacht werden. Voraussetzung dafür ist, 
dass im gleichen Kalenderjahr „begünsti-
gte Wirtschaftsgüter“, nämlich bestimmte 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens oder 
bestimmte Wertpapiere, angeschafft werden.
Seit 2013 gilt beim investitionsbedingten 
Gewinnfreibetrag eine Einschränkung durch 
eine Staffelung des Prozentausmaßes (maxi-
maler Gewinnfreibetrag € 45.350).

Steuerreform 2014 brachte 
Beschränkungen
Im Zuge der Steuerreform 2014 wurde hin-

Gewinnfreibetrag 2017 –
wieder breitere Wertpapierauswahl
Natürliche Personen und Gesellschafter von Mitunternehmerschaften (z.B. OG, KG), die 
Einkünfte aus einer betrieblichen Tätigkeit (Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, 
selbständige Arbeit) erzielen, dürfen 2017 neben Wohnbauanleihen auch wieder andere 
Wertpapiere erwerben, um den investitionsbedingten Gewinnfreibetrag auszunutzen.

T I PP 

Die Wertpapiere können auch un-
terjährig angeschafft werden. Die 

Behaltefrist von 4 Jahren und 1 Tag 
beginnt mit der Wertstellung der an-
gekauften Wertpapiere auf dem Depot 
zu laufen. Da die Banken in Zukunft 
beim Wertpapierankauf immer mehr 
bürokratische Formalitäten zu erledigen 
haben, empfehlen wir schon rechtzeitig 
die notwendigen Schritte in die Wege 
zu leiten. Selbstverständlich stehen wir 
Ihnen bei der Gewinnprognose gerne 
unterstützend zur Seite.

sichtlich der begünstigten Wirtschaftsgüter 
beschlossen, dass Unternehmer neben be-
stimmten körperlichen Wirtschaftsgütern 
nur noch in Wohnbauanleihen investieren 
dürfen, um den Gewinnfreibetrag zu nutzen. 
Die Maßnahme war laut den gesetzlichen 
Übergangsbestimmungen allerdings auf 
drei Jahre befristet und wurde im Zuge der 
letzten Gesetzesänderungen auch nicht in 
eine Dauerlösung überführt.

Wirtschaftsjahre, die nach 
dem 31.12.2016 beginnen
Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2016 beginnen, darf daher wieder in 
andere – unter Umständen ertragreichere – 
Wertpapiere investiert werden.
 
Dabei handelt es sich um Wertpapiere, die 
auch zur Deckung von Personalrückstel-
lungen verwendet werden dürfen, wie etwa 
Bundesanleihen, Bankschuldverschrei-

bungen, Industrieobligationen, Options- und 
Umtauschanleihen, bestimmte Investment- 
und Immobilienfonds sowie Garantiezer-
tifikate.

© v.poth - Fotolia.com
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19.000 Bank-Meldungen zu Kapitalzu
flüssen aus Schweiz und Liechtenstein
Laut einer parlamentarischen 
Anfragebeantwortung durch 
Finanzminister Schelling sind 
von den Banken bereits über 
19.000 Zufluss-Meldungen 
bei der Finanzverwaltung 
eingelangt.

Diese Meldungen umfassen Beträ-
ge von rd. € 3,3 Milliarden! Auf 
die Schweiz entfallen dabei 15.345 

Meldungen bzw. rd.  € 2,6 Mrd., auf Liech-
tenstein 3.844 Meldungen bzw. rd. € 701 
Millionen.

2015 wurde ein Gesetz beschlossen, das 
die österreichischen Banken verpflichtet, 
bestimmte Kapitalzuflüsse auf österrei-
chische Konten, die aus der Schweiz und 
aus Liechtenstein stammen, an die Finanz-
behörde zu melden. Diese Überweisungen 
sind für die Behörde interessant, da sie davon 
ausgeht, dass Steuerpflichtige durch diese 
Überweisungen vermeiden wollten, unter 
die Nachversteuerungsregelungen der mit 
der Schweiz bzw. Liechtenstein in den Jahren 
2011 bzw. 2012 abgeschlossenen Steuerab-
kommen zu fallen.

Selbstanzeige noch möglich
Laut Finanzminister Schelling werden nun 
die von den Banken übermittelten Daten 
analysiert, jedoch wurden in diesem Zu-

T I P P 

Eine Selbstanzeige sollte aber jeden-
falls rasch erfolgen, da nicht abseh-

bar ist, ab wann die Finanzbehörde mit 
konkreten Ermittlungen beginnen wird! 
Wir beraten Sie dazu umfassend.

sammenhang noch keine Prüfungsverfahren 
gegenüber Abgabepflichtigen eingeleitet. 
Sollten die Zuflussmeldungen im Zusam-
menhang mit noch nicht offengelegten Ab-
gabenverkürzungen stehen, wäre auch jetzt 
noch eine Selbstanzeige möglich, da die von 
den Banken durchgeführten Meldungen für 
sich keine Verfolgungshandlungen oder Ta-
tentdeckungen darstellen. 

©luzitanija - stock.adobe.com
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Da in bestimmten Fällen (z.B. im 
Insolvenzfall des Lieferanten 

oder bei Vorliegen eines Scheinun-
ternehmers) auch eine nachträgliche 
Rechnungsberichtigung nicht möglich 
ist, ist eine sorgfältige Überprüfung 
des Vertragspartners bereits im Vor-
feld des jeweiligen Geschäftsabschlus-
ses unumgänglich, um den Verlust des 
Vorsteuerabzuges zu vermeiden.

Erbringt ein Unternehmer einen steu-
erbaren Umsatz an einen anderen 
Unternehmer, so ist der leistende 

Unternehmer verpflichtet, über die er-
brachte Lieferung oder Leistung eine Rech-
nung auszustellen. Nur wenn die Rechnung 
den gesetzlichen Vorschriften entspricht, 
steht dem leistungsempfangenden Unter-
nehmer der Vorsteuerabzug zu.

Nach den gesetzlichen Bestimmungen 
müssen Rechnungen deren Gesamtbetrag 
€ 400 (inkl. USt) übersteigt, insbeson-
dere den Namen und die Anschrift des 
liefernden oder leistenden Unternehmers, 
sowie die des Leistungsempfängers, die 
Menge und die handelsübliche Bezeich-
nung der Lieferung/Leistung, den Tag 
der Lieferung/Leistung, das Ausstel-
lungsdatum, eine fortlaufende Nummer, 
das Entgelt, den anzuwendenden Steuer-
satz, das auf den Steuersatz entfallende 
Entgelt, sowie die dem Unternehmer er-
teilte UID-Nummer enthalten. Bei Rech-
nungen über € 10.000 Gesamtbetrag ist 
auch die UID-Nummer des Leistungs- 

Um den Verlust des Vorsteuerabzuges zu vermeiden, sollte neben der Überprüfung der 
Rechnungsmerkmale auch die Gültigkeit der UID-Nummer eines Geschäftspartners 
geprüft werden.

empfängers anzuführen.

Keine ordnungsgemäße Rechnung?
Fehlt eine formal ordnungsgemäße Rech-
nung, so steht der Vorsteuerabzug nicht 
zu. Der Verwaltungsgerichtshof vertritt in 
diesem Zusammenhang eine strenge An-
sicht und verweigert beispielsweise den 
Vorsteuerabzug bei Vorliegen einer for-
mal mangelhaften Rechnung selbst dann, 
wenn die Leistung tatsächlich erfolgte und 
der gesamte Rechnungsbetrag inklusive 
Umsatzsteuer vom Vertragspartner verein-
barungsgemäß gezahlt wurde. 

UID-Bestätigungsverfahren nutzen
Um den Verlust des Vorsteuerabzuges zu 
vermeiden, empfiehlt es sich daher, sich 
neben der Überprüfung sämtlicher Rech-
nungsmerkmale insbesondere auch von 
der Gültigkeit der UID-Nummer eines 
Geschäftspartners im Rahmen des soge-
nannten „UID-Bestätigungsverfahrens“ 
zu überzeugen.
In diesem Zusammenhang ist jeder Un-
ternehmer verpflichtet, im Rahmen einer 

zweistufigen Abfrage die Überprüfung 
der UID-Nummer des Geschäftspartners 
über FinanzOnline oder über die Home-
page http://ec.europa.eu/taxation_customs/
vies vorzunehmen und das Ergebnis der 
Bestätigungsanfrage aufzubewahren. Im 
Rahmen dieser Bestätigungsanfrage wird 
auch die Adresse des Unternehmers ange-
führt, welche in weitere Folge ebenfalls 
überprüft werden könnte, um verbleibende 
Zweifel an der Seriosität des Lieferanten 
ausschließen zu können.

Vorsteuer-Abzug-Überprüfung des 
Vertragspartners notwendig!

© vizafoto - Fotolia.com
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Das führte im Jahr 2016 u.U. zu einer 
beträchtlichen Vergünstigung der 
Eintrittspreise für Sportveranstal-

tungen. Nicht unter die Begünstigung fallen 
allerdings Start- oder Nenngelder als Gegen-
leistung für die Berechtigung zur Teilnahme 
an sportlichen Wettkämpfen.

VIP-Karten – differenzierte 
steuerliche Betrachtung
Im Zuge der jüngsten Überarbeitung der 
Umsatzsteuerrichtlinien im Dezember 2016 
ergab sich allerdings eine Änderung im Be-
reich der umsatzsteuerlichen Behandlung 
von VIP-Karten für sportliche Veranstal-
tungen. Unverändert unterliegen Eintrittsbe-
rechtigungen für sportliche Veranstaltungen 
weiterhin dem 13%igen Steuersatz. Immer 
wieder werden aber von Veranstaltern nicht 
nur Tickets für die eigentliche sportliche 
Veranstaltung verkauft, sondern auch ge-

Aktuelles zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung von VIP-Karten
Die Steuerreform 2015/2016 brachte aus umsatzsteuerlicher Sicht eine erfreuliche Ände-
rung für die Betreiber von Sportveranstaltungen. So sank mit 1.1.2016 der Umsatzsteuer-
satz von historischen 20% auf den neuen ermäßigten Steuersatz von 13% für Eintrittsbe-
rechtigungen zu Sportveranstaltungen.

samte Pakete (sog. VIP-Karten), die neben 
der Eintrittsberechtigung für die sportliche 
Veranstaltung auch weitere Leistungen be-
inhalten. Bei diesen weiteren Leistungen 
handelt es sich beispielsweise um Zugang 
zu einem exklusiven VIP-Bereich, um 
Cateringleistungen oder auch um die Zur-
verfügungstellung von Abstellplätzen für 
Fahrzeuge. Die Finanzverwaltung geht bei 
solchen Paketen in gewissen Fällen von ei-
ner sogenannten „einheitlichen komplexen 
Dienstleistung“ aus, welche dem Normal-
steuersatz von 20% unterliegt. 

Wann ist es eine VIP-Karte?
Eine VIP-Karte liegt laut Ansicht der Fi-
nanzverwaltung immer dann vor, wenn ihr 
Preis mehr als doppelt so hoch ist als jener 
Preis der teuersten „normalen“ Eintrittskarte 
zur sportlichen Veranstaltung. Die wesent-
liche Neuerung liegt darin, dass bei VIP-

Karten nicht der ermäßigte 13%ige Steu-
ersatz anwendbar ist, sondern der 20%ige 
Steuersatz.

Beispiel
Der Preis der teuersten „normalen“ Eintritts-
karte zu einem sportlichen Event beläuft sich 
auf € 100. Sofern eine VIP-Karte maximal 
€ 200 kostet, ist das Entgelt der Karte auf die 
einzelnen Bestandteile aufzuteilen (z.B. 13% 
USt auf die Eintrittsberechtigung, 20% USt 
auf bspw. Parkplätze/Garderobe/inkludierte 
Getränke bzw. 10% USt auf inkludierte Spei-
sen). Beläuft sich der Preis einer VIP-Karte 
auf über € 200, so ist das Entgelt nicht in 
die einzelnen Bestandteile aufzuteilen – es 
unterliegt dann das gesamte Entgelt dem 
20%igen Umsatzsteuersatz.

Preisgestaltung überdenken – 
weniger kann mehr sein!
Es empfiehlt sich also die Preisgestaltung 
der einzelnen Tickets bzw. Pakete zu über-
prüfen, damit der Preis einer VIP-Karte 
ggf. maximal doppelt so teuer ist wie die 
teuerste „normale“ Eintrittsberechtigung. 
Nur so kann von einer umsatzsteuerlich 
vorteilhaften Aufteilung des Entgelts auf 
die einzelnen Bestandteile profitiert werden. 
Einen, wenn auch kleinen Vorteil hat die 
Neuregelung zu VIP-Karten dennoch – der 
Steuerpflichtige erspart sich das Aufteilen 
des Gesamtentgelts auf die einzelnen Steuer-
sätze und manchmal mühsame Diskussionen 
bei Betriebsprüfungen, falls die Aufteilung 
als nicht sachgerecht angesehen wird. 

©Sergey Nivens - stock.adobe.com
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Vorsteuerabzug bei gebraucht 
gekauften E-Autos
Beim Kauf eines gebrauchten Elektroautos ist zu beachten, dass für die relevante Anschaf-
fungskostengrenze auf den ursprünglichen Neupreis bei Erstzulassung abzustellen ist.

Für Elektroautos mit einem CO2-
Emissionswert von 0 Gramm pro 
Kilometer, deren Anschaffungsko-

sten maximal € 40.000 betragen, kann 
man beim Kauf eines Neuwagens die volle 
Vorsteuer geltend machen. Bei gebrauchten 
E-Fahrzeugen ist dagegen zu beachten, dass 
sich laut Finanzministerium die Angemes-
senheitsgrenze (siehe weiter unten) nicht auf 
den in der Rechnung ausgewiesenen Kauf-
preis bezieht, sondern dass der Neupreis zum 
Zeitpunkt der Erstzulassung relevant ist.

Diese Regelung gilt jedoch nicht mehr für 
Gebrauchtfahrzeuge, die älter als fünf Jahre 
sind. Bei solchen Fahrzeugen sind die tat-
sächlichen Anschaffungskosten laut Rech-
nung maßgeblich.

Vorsteuerabzugsverbot
Unabhängig vom Ausmaß der betrieblichen 
Verwendung gehören Personenkraftwagen 
(PKW), Kombinationskraftwagen (Kombi) 
und Krafträder umsatzsteuerlich nicht zum 
Unternehmen. Daraus folgt, dass Vorsteu-
ern im Zusammenhang mit Anschaffung, 
Miete oder Betrieb solcher Fahrzeuge nicht 
abgezogen werden dürfen.

Vom Vorsteuerabzugsverbot nicht betrof-
fen sind etwa Fahrschul- und Vorführkraft-
fahrzeuge, Kraftfahrzeuge, die zu 80 % der 
gewerblichen Personenbeförderung oder 
gewerblichen Vermietung dienen, Klein-
lastkraftwagen und Kleinbusse sowie PKW 
und Kombi mit 0 Gramm CO2-Ausstoß.

Ertragsteuerliche 
Angemessenheitsgrenze
Für den Vorsteuerabzug ist zudem die er-
tragsteuerliche Angemessenheitsgrenze bei 
der Anschaffung von E-PKWs zu beachten. 
Die Angemessenheitsgrenze beträgt derzeit 
€ 40.000 (inkl. USt).

•	 Übersteigen die Anschaffungskosten € 
40.000 nicht, steht der Vorsteuerabzug 
nach den allgemeinen Vorschriften un-
eingeschränkt zu.

•	 Übersteigen die Anschaffungskosten die 
Angemessenheitsgrenze um mehr als 100 
% und sind somit höher als € 80.000, 
steht kein Vorsteuerabzug zu.

•	 Betragen die Anschaffungskosten zwi-
schen € 40.000 und € 80.000, muss für 
den Kostenanteil, der € 40.000 übersteigt, 
ein Eigenverbrauch versteuert werden.

•	 Laut Finanzministerium fließt eine et-
waige Förderung der Anschaffung eines 
CO2-freien PKWs nicht in die Beurtei-
lung der für den Vorsteuerabzug rele-
vanten Anschaffungskosten ein.

Beispiel: Ein E-Auto wird um € 85.000 brut-
to angeschafft. Das Bundesland X gewährt 
eine Förderung von € 7.000. Die Beurteilung 
hinsichtlich Angemessenheitsgrenze erfolgt 
jedoch weiterhin aufgrund des Kaufpreises 
von € 85.000. Das Kfz ist somit zur Gänze 
vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen!

T I PP 

Nach Ansicht des Finanzministe-
riums kann bei in Vorjahren an-

geschafften Elektroautos eine positive 
Vorsteuerberichtigung für ab dem Jahr 
2016 noch verbleibende Jahresfünftel 
vorgenommen werden. Eine (allfällige) 
Berichtigung ist aber nur innerhalb 
der vier auf das Jahr der erstmaligen 
Verwendung folgenden Kalenderjahre 
(jeweils jährlich) vorzunehmen. Wir 
beraten Sie dabei gerne!

© vestations - stock.adobe.com



persönlich   gut   beraten6

STEUERN

Rechtsbeziehungen zwischen einer 
GmbH und ihren Gesellschaftern 
sind steuerlich anzuerkennen, wenn 

diese unter fremdüblichen Bedingungen ab-
geschlossen werden. Fremdüblich bedeutet, 
dass die Vereinbarung nach außen ausrei-
chend zum Ausdruck kommt, einen eindeu-
tigen, klaren und jeden Zweifel ausschlie-
ßenden Inhalt hat und zwischen Fremden 
unter den gleichen Bedingungen abgeschlos-
sen worden wäre. Ist eine fremdübliche Ver-
einbarung nicht gegeben (beispielsweise im 
Falle einer Überlassung von Immobilien 
zu einer „besonders geringen“ Miete), so 
führt dies zu einer sogenannten verdeckten 
Gewinnausschüttung.

Vergleich Renditemiete mit Marktmiete
Um das Ausmaß dieser verdeckten Gewinn-
ausschüttung und die damit verbundenen 
Konsequenzen zu ermitteln, ist zu prüfen, 
ob die betreffende Immobilie für eine 
fremdübliche, marktkonforme Nutzungs-
überlassung geeignet und daher jederzeit 
im betrieblichen Geschehen einsetzbar ist.

Um das Vorliegen dieses Kriteriums zu 
prüfen, muss die sogenannte „Renditemie-
te“ mit der erzielbaren Marktmiete für die 
betreffende Immobilie verglichen werden. 
Die Renditemiete ist laut Finanzministeri-
um jene Miete, mit der für das eingesetzte 
Kapital die durchschnittliche Rendite einer 
Immobilienveranlagung in dieser Lage er-
reicht wird (Immobilienrendite der betref-
fenden Region).

Findet die Renditemiete in der Marktmie-
te Deckung, so dass die Liegenschaft zu 
Marktkonditionen fremdüblich vermietet 
werden kann, handelt es sich um eine jeder-
zeit im betrieblichen Geschehen einsetzbare 
Immobilie. Ist in diesem Fall das zwischen 
der Körperschaft und dem Gesellschafter-
Geschäftsführer vereinbarte Mietentgelt 
niedriger als eine angemessene (fremdüb-
liche) Miete, so liegt in Höhe der Differenz 

Wird eine Vermietung von Liegenschaften an den Gesellschafter-Geschäftsführer nicht 
zu Bedingungen wie zwischen Fremden abgeschlossen, sind steuerliche Konsequenzen 
kaum zu vermeiden.

Vermietung von Liegenschaften an 
den Gesellschafter-Geschäftsführer

zur Marktmiete eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung vor.

Die Differenz ist auf Ebene des Gesellschaf-
ters mit 27,5% zu besteuern und auf Ebene 
der Gesellschaft der steuerlichen Bemes-
sungsgrundlage hinzuzurechnen, welche 
der 25%igen Körperschaftsteuer unterliegt.

Findet die Renditemiete hingegen in der 
Marktmiete keine Deckung, sodass die Im-
mobilie nicht zu Marktkonditionen fremdü-
blich vermietet werden kann, handelt es sich 
um eine nicht jederzeit im betrieblichen 
Geschehen einsetzbare Liegenschaft. Das 
ist etwa bei besonders repräsentativen oder 
speziell auf die Wohnbedürfnisse des Ge-
sellschafter-Geschäftsführers abgestimmten 
Immobilien der Fall, weil sie schon ihrer 
Erscheinung nach für die private Nutzung 
durch den Anteilsinhaber bestimmt sind.
Wird die Immobilie in diesem Fall zu einem 
unter der Renditemiete liegenden Betrag an 

den Gesellschafter-Geschäftsführer vermie-
tet, kommt es in Höhe der gesamten von 
der Körperschaft getragenen Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten der Immobilie zu 
einer verdeckten Ausschüttung mit den 
damit verbundenen steuerlichen Konse-
quenzen.

©MH - fotolia.com

F A Z I T

Ob bzw. inwieweit auf Basis der 
oben dargestellten Kriterien der 

Finanzverwaltung bei der Überlassung 
von Immobilien an den Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH eine ver-
deckte Gewinnausschüttung vorliegt 
und welche konkreten gesamtsteuer-
lichen Konsequenzen daraus folgen, ist 
stets im jeweiligen Einzelfall zu beur-
teilen. Wir unterstützen und beraten Sie 
dabei gerne!
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Wenn Verluste im Zusammen-
hang mit der Vermietung und 
Verpachtung von Eigenheimen, 

Eigentumswohnungen und Mietwohn-
grundstücken mit „qualifizierten Nutzungs-
rechten“ erzielt werden, ist die Tätigkeit 
nach Ansicht der Finanzverwaltung auf 
die private Neigung des Steuerpflichtigen 
zurückzuführen (= Liebhabereivermutung). 
Qualifizierte Nutzungsrechte sind solche, die 
den persönlichen Wohnbedürfnissen dienen.

Die Finanzverwaltung unterstellt somit dem 
Steuerpflichtigen, dass etwa die Vermietung 
einer Eigentumswohnung nicht zum Zwecke 
der Einkommenserzielung vorgenommen 
wird, sondern andere Motive – wie etwa die 
späterer Befriedigung eines Wohnbedürf-
nisses – im Vordergrund stehen.

Verluste steuerlich nicht anerkannt
Dies hat zur Folge, dass die Verluste steuer-
lich nicht anerkannt werden und im Rahmen 
der Einkommensteuerveranlagung nicht 

Auswirkungen von Leerstandskosten 
bei der Liebhabereibeurteilung
Bei der Vermietung eines Ferienhauses, welches zeitweise vermietet und zeitweise selbst 
genutzt wird, sind die Kosten, die auf die Eigennutzung entfallen, auszuscheiden. Sie dür-
fen nicht gewinnmindernd berücksichtigt werden.

mit anderen steuerpflichtigen Einkünften 
gegenverrechnet werden können. Um die 
Liebhabereivermutung widerlegen zu kön-
nen, ist die Erstellung 
einer Prognoserech-
nung erforderlich, mit 
deren Hilfe der Nach-
weis zu erbringen ist, 
dass innerhalb einer 
absehbaren Zeit ein Gesamtüberschuss der 
Einnahmen über die Werbungskosten erzielt 
werden kann. Bei der Vermietung von Ei-
genheimen und Eigentumswohnungen muss 
innerhalb von 20 Jahren ab Beginn der ent-
geltlichen Überlassung, höchstens innerhalb 
von 23 Jahren ab dem erstmaligen Anfallen 
von Aufwendungen die objektive Ertragsfä-
higkeit (= Gesamtüberschuss der Einnahmen 
über die Werbungskosten) vorliegen.

Vermietung eines Ferienhauses
Bei der Vermietung eines Ferienhauses, 
welches zeitweise vermietet und zeitweise 
selbst genutzt wird, sind die Kosten nach 

deren Veranlassungszusammenhang auf-
zuteilen. Jene Kosten, die ausschließlich 
durch die Vermietung veranlasst sind, sind 

als Werbungskosten im 
Rahmen der Prognose-
rechnung zu berück-
sichtigen. Die Kosten, 
die auf die Eigennut-
zung zurückzuführen 

sind, sind jedoch auszuscheiden und dürfen 
nicht berücksichtigt werden.

Die wegen Leerstehung nicht verrechenbaren 
Betriebskosten, welche sowohl mit der Ver-
mietung als auch mit der Eigennutzung in 
einem Veranlassungszusammenhang stehen, 
gelten als gemischt veranlasst. Im Falle einer 
an sich jederzeit möglichen Selbstnutzung 
hat die Aufteilung dieser gemischt-veran-
lassten Kosten nach dem Verhältnis der Tage 
der Eigennutzung zu den Tagen der Gesamt-
nutzung (= Vermietung und Eigennutzung) 
zu erfolgen.

Anteilige Kosten sind in 
der Prognoserechnung 

zu berücksichtigen!

©G. Menzl - fotolia.com
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Das Ärzte- und Zahnärztegesetz sieht neben der auf ein reines Innenverhältnis gestützten 
Ordinations- und Apparategemeinschaft auch die Möglichkeit der Bildung von Gruppen-
praxen als echte Behandlungsgesellschaften vor.

Die Gruppenpraxis stellt eine Part-
nerschaft von Ärzten zum ge-
meinschaftlichen Betrieb einer 

ärztlichen Ordination dar. Hierbei wird der 
Behandlungsvertrag direkt zwischen der 
Gruppenpraxis und dem Patienten bzw. den 
Sozialversicherungsträgern abgeschlossen. 
Das Ärztegesetz sieht für die Zusammenar-
beit von Ärzten in Form einer selbständig be-
rufsbefugten Gruppenpraxis die Rechtsform 
der OG oder GmbH vor. Eine Gruppenpraxis 
in Form einer KG oder GmbH & Co KG ist 
nicht zulässig. Bei der Gründung von Grup-
penpraxen in Form einer OG oder GmbH ist 
auf die unterschiedlichen Regelungen in den 
einzelnen Bundesländern zu achten.

Job-Sharing-Modell
Eine weitere Form der Zusammenarbeit 
bietet das Job-Sharing-Modell. Bei diesem 
Modell können Kassenärzte ihren beste-
henden Kassenvertrag mit einen oder meh-
reren Ärzten gleicher Fachrichtung ohne 
Kassenverträge im Innenverhältnis teilen, 
um so eine 100%ige Erfüllung des Kas-

senvertrags gewährleisten zu können. Das 
Versorgungsniveau darf dadurch allerdings 
nicht ausgeweitet werden. Hinsichtlich der 
weiteren jeweiligen Voraussetzungen ist auf 
die unterschiedlichen Regelungen auf Län-
derebene zu achten.

Möchte nun die Tochter bzw. der Sohn in 
der Ordination des Elternteils mitarbeiten, 
so bietet sich eine Zusammenarbeit im Rah-
men eines Job-Sharing-Modells an, sofern 
die Voraussetzungen hierfür vorliegen. Das 
Job-Sharing-Modell ermöglicht es der Toch-
ter bzw. dem Sohn Punkte zu erwerben und 
somit ein besseres Ranking zu erreichen, 
wodurch die Chancen auf eine spätere Über-
nahme der Praxis des Elternteils erhöht wer-
den können. Hierfür ist es erforderlich, dass 
sich die beiden an dem Job-Sharing-Modell 
beteiligten Ärzte zusammenschließen.

Zusammenschluss richtig gestalten 
Nach den Grundsätzen des allgemeinen 
Steuerrechts wird bei einem Zusammen-
schluss ein steuerwirksamer Tauschvorgang 

Arzt-Nachfolge steuerschonend in 
die Ordination einbinden

begründet, der zu einer fiktiven Betriebsauf-
gabe mit Veräußerungsgewinnbesteuerung 
beim Zusammenschließenden führt. Durch 
die daraus folgende Besteuerung aller stillen 
Reserven einschließlich des Patientenstocks 
und des Firmenwerts wäre ein Zusammen-
schluss aus wirtschaftlichen Überlegungen 
nicht sinnvoll.

Um diese ungewollten Steuerfolgen aus-
zuschließen, sieht das Umgründungssteu-
errecht die Möglichkeit vor, dass ein Zu-
sammenschluss ohne Aufdeckung stiller 
Reserven und somit ohne Ertragsteuerbe-
lastung erfolgen kann. Damit allerdings das 
Umgründungssteuerrecht zur Anwendung 
kommt, muss zumindest ein Partner eine 
betriebliche Einheit (z.B. Arztpraxis) mit 
positivem Verkehrswert übertragen.

Gerne beraten wir Sie bei der steuerscho-
nenden Umsetzung des Job-Sharing-Mo-
dells!

©sepy - fotolia.com
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Unter bestimmten Umständen sind 
Umsätze von Ärzten von der Um-
satzsteuer befreit. So besteht für 

Leistungen, die selbständige Ärzte im Be-
reich der Humanmedizin im Rahmen ihrer 
Heilbehandlung an Patienten erbringen, 
in der Regel eine unechte Umsatzsteuer-
befreiung. Das bedeutet, dass der Arzt für 
seine Heilbehandlung keine Umsatzsteuer 
in Rechnung zu stellen hat, zugleich al-
lerdings auch nicht die Vorsteuer geltend 
machen darf. Dies gilt jedoch nicht für die 
Veräußerung der Patientenkartei.

Von der USt-Befreiungsbestimmung 
umfasst sind die Kerntätigkeiten eines 
Arztes, somit etwa die Untersuchung auf 
das Vorliegen oder Nichtvorliegen von 

Ärzte: Umsatzsteuerpflicht bei 
entgeltlicher Überlassung der 
Patientenkartei
Das Bundesfinanzgericht stellte fest, dass die Veräußerung eines ärztlichen Patienten-
stocks umsatzsteuerpflichtig ist.

körperlichen Krankheiten, die Verabrei-
chung eines Medikamentes zur sofortigen 
Einnahme, das Anlegen eines Verbandes, 
die Vornahme operativer Eingriffe, die Ge-
burtshilfe oder die Anpassung von Kon-
taktlinsen durch Augenärzte.

Nicht von der Umsatzsteuer 
befreite Tätigkeiten
Nicht von der Umsatzsteuer befreit sind 
hingegen etwa das Verfassen eines Fachar-
tikels, Lehrtätigkeiten, bestimmte Leistun-
gen im Zusammenhang mit der Tätigkeit 
als Arbeitsmediziner oder die Lieferung 
von Kontaktlinsen oder Schuheinlagen.

Darüber hinaus ist auch die Lieferung 
von Gegenständen durch den Arzt von 

der Umsatzsteuer befreit, wenn dieser bei 
der Anschaffung des Gegenstandes kei-
nen Vorsteuerabzug vornehmen konnte und 
die Gegenstände ausschließlich für unecht 
steuerbefreite Tätigkeiten verwendet hat. 
Für den Arzt ist daher beispielsweise der 
Verkauf von gebrauchten Einrichtungsge-
genständen seiner Ordination steuerfrei.

Bundesfinanzgericht gegen 
Finanzverwaltung
In diesem Zusammenhang beschäftigte sich 
kürzlich das Bundesfinanzgericht (BFG) 
mit der Frage, ob die Veräußerung einer 
Patientenkartei (gesammelte Patienten-
informationen) mit oder ohne Umsatz-
steuer zu verrechnen ist. Dabei gelangte 
das BFG zu dem Ergebnis, dass es sich 
einerseits nicht um eine Leistung, die den 
Kernbereich einer Arzttätigkeit umfasst, 
handelt. Andererseits liegt im Gegensatz 
zur Ansicht der Finanzverwaltung auch 
keine umsatzsteuerbefreite Lieferung von 
Gegenständen vor, da ein Patientenstock 
nicht unter den Begriff eines „körperlichen 
Gegenstandes“ einzuordnen ist. Diese An-
sicht des BFG steht auch im Einklang mit 
der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofes. 

Im Ergebnis erkannte das BFG daher, dass 
die Veräußerung eines Patientenstocks so-
mit umsatzsteuerpflichtig ist.

T I PP 

Ob Umsätze im Rahmen von ärzt-
lichen Tätigkeiten tatsächlich 

umsatzsteuerfrei sind oder nicht, ist 
stets anhand der konkreten Umstände 
im jeweiligen Einzelfall zu beurteilen. 
Wir beraten und unterstützen Sie dabei 
gerne!

©Yuri Arcurs - fotolia.com
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Nach zwei Änderungen des GmbH-
Gesetzes in den Jahren 2013 und 
2014 gibt es drei Arten von GmbH, 

für die je nach Gründungsdatum unter-
schiedliche Kapitalerfordernisse gelten. 

2013
Im Jahr 2013 wurde das Mindeststammka-
pital von bis dahin € 35.000 auf generell 
€ 10.000 gesenkt („GmbH light“). Alte 
GmbH konnten daher ihr Stammkapital auf 
das niedrigere Niveau von € 10.000 senken. 

2014
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2014 hieß 
es wieder zurück zum Mindestkapital von 
€ 35.000, sofern nicht das „Gründungspri-
vileg“ in Anspruch genommen wird, nach 
welchem für die ersten 10 Jahre ein Kapital 
von € 10.000 € ausreicht. Eine Herabset-
zung des Kapitals bei „alten“ Gesellschaften 
ist seit dieser Neuregelung allerdings nicht 

mehr möglich. 

2013/2014
Jene Gesellschaften, die zwischen dem 
1.7.2013 und dem 28.2.2014 (also zwischen 
den Gesetzesänderungen) gegründet wurden 
oder einen Herabsetzungsbeschluss auf das 
Mindestkapital von € 10.000 gefasst haben, 
müssen bis 1.3.2024 ihr Stammkapital wie-
der auf die € 35.000 auffüllen.

Gerichte entscheiden über 
Kapitalgrenzen
Ein Gründer einer GmbH hat diese Bestim-
mungen bis zum Obersten Gerichtshof ange-
fochten. Seitens des Obersten Gerichtshofes 
wurde ein Antrag an den Verfassungsge-
richtshof (VfGH) gestellt, die Bestimmungen 
über die Kapitalgrenzen aufzuheben. Der 
VfGH ist diesem Antrag in seiner Entschei-
dung vom 14.3.2017 (G 311/2016) allerdings 
nicht gefolgt. Inhaltlich ist nach seiner An-

sicht trotz der sehr kurzen Zeit zwischen den 
Änderungen nichts einzuwenden. Auch das 
Gründungsprivileg mit € 10.000, welches 
zumindest zwischenzeitlich für neue GmbH 
geringere Kapitalisierungserfordernisse als 
für bestehende GmbH bringt, wurde bestä-
tigt. Der VfGH sieht darin nämlich einen 
rechtspolitischen Gestaltungsspielraum zur 
Förderung der Gründung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung. 

Unterschiedliche Kapitalerfordernisse 
bei GmbH - VfGH hat keine 
Einwände dagegen

F A Z I T

Alles bleibt beim alten - nichts wird 
einfacher! Die verschiedenen Re-

gelungen zu den Mindestkapitalanfor-
derungen von GmbH werden uns auch 
noch die nächsten Jahre begleiten.

Siehe jedoch nächste Seite!

©henriksorensen1 - fotolia.com
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Nach dem Gesetz ist die Gründung 
einer Einpersonen-GmbH mit 
einem Stammkapital von € 35.000 

auch ohne Beiziehung eines Notars mög-
lich, weshalb die diesbezüglichen Kosten 
gespart werden können. Soll die Gründung 
ohne Notar erfolgen, hat der Gesellschaf-
ter und Geschäftsführer mindestens die 
Hälfte des gesetzlich geforderten Stamm-
kapitals (= € 17.500) auf ein Bankkonto 
einzuzahlen.

Alternativ könnte jedoch die Gründungs-
privilegierung in Anspruch genommen, so 
reduziert sich der einzuzahlende Betrag 
auf € 5.000 und das Stammkapital auf € 
10.000 (für die ersten 10 Jahre).

Das Kreditinstitut hat die Identität des 

Gesellschafters und Geschäftsführers der 
neu gegründeten GmbH durch persönliche 
Vorlage des amtlichen Lichtbildausweises 
festzustellen und zu überprüfen. Im An-
schluss übermittelt das Kreditinstitut die 
Bankbestätigung, eine Kopie des Licht-
bildausweises sowie die Musterzeichnung 
(Unterschrift vor dem Kreditinstitut) auf 
elektronischem Weg an das Firmenbuch.

Beschränkter Gesellschaftsvertrag
Bei dieser neuartigen Gründungsform der 
Einpersonen-GmbH beschränkt sich der 
Gesellschaftsvertrag (= Erklärung über die 
Errichtung der Gesellschaft) neben dem ge-
setzlichen Mindestinhalt auf die Bestellung 
des Geschäftsführers sowie auf Regelungen 
über den Ersatz der Gründungskosten (bis 
zu maximal € 500), über die Gründungs-

Vereinfachte GmbH-Gründung ab 2018
Das neue Deregulierungsgesetz bietet ab 2018 eine einfachere Möglichkeit, eine 
Einpersonen-GmbH zu gründen. Das sind GmbHs, deren einziger Gesellschafter eine 
natürliche Person und zugleich einziger Geschäftsführer ist.

privilegierung (sofern diese in Anspruch 
genommen wird) und über die Verteilung 
des Bilanzgewinns.

Im Gesellschaftsvertrag müssen die 
Gründungskosten (also die tatsächlichen 
Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Gründung) festgehalten werden, damit 
der Gesellschafter diese Kosten von der 
Gesellschaft ersetzt bekommt. Weiters 
muss der Gesellschaftsvertrag eine beson-
dere Beschlussfassung für die Verteilung 
des Bilanzgewinns vorsehen, sofern der 
Bilanzgewinn nicht jedes Jahr zur Gänze 
ausgeschüttet werden soll (= Vollausschüt-
tung) und damit einer Kapitalertragsteuer 
in Höhe von 27,5% unterliegt.

Erst ab Jänner 2018
Die Möglichkeit der vereinfachten GmbH-
Gründung tritt erst ab 1.1.2018 in Kraft 
und ist vorerst auf zwei Jahre zeitlich befri-
stet. Weiters gilt zu beachten, dass bei der 
Gründung ohne Beiziehung eines Notars 
eine rechtliche Beratung durch eben diesen 
nicht stattfindet (z.B. Haftungsrisiken für 
Gesellschafter und Geschäftsführer).

Alternativ kann wie bisher die Gründung 
mit einem Notar durchgeführt werden. 
Auch bei dieser Variante ergeben sich 
durch das Deregulierungsgesetz Erleichte-
rungen. Die Einzahlung der Stammeinlage 
kann ab 1.1.2018 auf ein Anderkonto des 
Notars erfolgen, weshalb der vollständige 
Gründungsakt direkt beim Notar durch-
geführt werden kann und somit nicht ein 
zusätzlicher Termin bei der Bank erfor-
derlich ist (die aber in weiterer Folge zur 
Eröffnung eines Geschäftskontos dennoch 
aufgesucht werden muss). Darüber hinaus 
wurde das Notariatstarifgesetz geändert, 
sodass für bestimmte Notariatshandlungen 
geringere Tarife zur Anwendung gelangen.

Die vereinfachte Gründung 
ist vorerst auf 2 Jahre befristet!

©styleuneed- fotolia.com
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Kosten für Sportcamps in den Ferien sind als Kinder-
betreuungskosten steuerlich abzugsfähig

Grundsätzlich können Kinderbetreuungskosten bis höchstens 
2.300 € pro Kind und Kalenderjahr als außergewöhnliche 
Belastung (ohne Selbstbehalt) geltend gemacht werden, 

sofern das Kind zu Beginn des Kalenderjahres das 10. bzw. das 
16. Lebensjahr (bei Bezug erhöhter Familienbeihilfe) noch nicht 
vollendet hat. 
Wichtig ist außerdem, dass die Betreuung in einer öffentlichen in-
stitutionellen Kinderbetreuungseinrichtung gem. landesgesetzlicher 
Vorschriften erfolgt oder sie durch eine pädagogisch qualifizierte 

Person, ausgenommen sind haushaltzugehörige Angehörige, vor-
genommen wird. 

Bundesfinanzgericht (BFG) prüft Feriencamps
Das Bundesfinanzgericht hatte sich (GZ RV/7103652/2010 vom 
21.10.2016) mit einem Sachverhalt auseinanderzusetzen, in dem die 
Kinder in den Oster- und Semesterferien Schwimm- und Fußball-
camps besuchten und diese Kosten als außergewöhnliche Belastung 
steuerlich geltend gemacht werden sollten.

Diese Frage beschäftigte den Ober-
sten Gerichtshof (OGH). Maßgeb-
lich für die Auslegung einer Verein-

barung ist laut Rechtsprechung der objektive 
Erklärungswert der Willensäußerungen. 

Teilzeit wegen…?
Sprich: Möchte die Mitarbeiterin Teilzeit 
arbeiten, um Zeit für die Kinderbetreuung zu 
erhalten? Kommt diese Zweckbestimmung 
zum Ausdruck und sind die relevanten Um-
stände dem Dienstgeber daher bekannt, so 
ist bei der gebotenen objektiven Betrachtung 
grundsätzlich der Schluss zu ziehen, dass 
eine Vereinbarung über die Elternteilzeit 
im Sinn des Mutterschutzgesetzes zustande 
gekommen ist.

Reicht mündlich?
Dementsprechend führt auch ein nur münd-
lich gestelltes Teilzeitbeschäftigungsbe-
gehren einer Arbeitnehmerin nach dem 
Mutterschutzgesetz trotz des gesetzlichen 
Schriftlichkeitsgebots dennoch zum Kün-
digungsschutz, wenn sich der Arbeitgeber 
auf Verhandlungen über dieses Begehren 
einlässt, es letztlich zu einer Vereinbarung 
über die Teilzeit kommt und am objektiven 
Erklärungswillen, eine Teilzeitbeschäfti-
gung nach den Bestimmungen des Mutter-
schutzgesetzes zu vereinbaren, kein ernster 

Handelt es sich bei einer Teilzeitvereinbarung um eine Vereinbarung von Elternteilzeit 
im Sinne des Mutterschutzgesetzes?

Elternteilzeit nach der Geburt des 
zweiten Kindes: Maßgeblich ist der 
Zweck der Arbeitszeitreduzierung

Zweifel bestehen kann.

Der Anlassfall
Im konkreten Fall betrug die wöchentliche 
Normalarbeitszeit der Klägerin ursprünglich 
38 Stunden. Die Arbeitsreduzierung nach 
der Geburt ihres ersten Kindes sollte der 
Klägerin die Kinderbetreuung ermöglichen. 
Die Vereinbarung der zweiten Teilzeitar-
beit verfolgte ebenfalls dieses Ziel, was auch 
der beklagten Dienstgeberin bekannt und 
bewusst war. Auch bei der zweiten Teil-
zeitvereinbarung handelte es sich daher 

um eine Elternteilzeitvereinbarung. Der 
Umstand, dass die Klägerin bereits vor der 
zweiten Teilzeitbeschäftigung wöchentlich 
24 Stunden arbeitete, war für den Obersten 
Gerichtshof nicht von Bedeutung, weil auch 
die zweite Vereinbarung nur dazu diente, die 
Kinderbetreuung zu ermöglichen – gleich, 
ob diese zur Gänze oder nur zum Teil dem 
Mutterschutzgesetz unterlag. Das Ausmaß 
der eigentlichen Normalarbeitszeit der Klä-
gerin (38-Stunden-Woche) stellte die Verein-
barung nicht in Frage.
(OGH 28. 2. 2017, 9 ObA 158/16z)

©contrastwerkstatt - fotolia.com
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Änderungen im Kinderbetreuungsgeld
gesetz! Ab 1.3.2017 ist alles einfacher?
Mit 1.3.2017 wurden die bisher bestehenden vier Pauschalvari-
anten des Kinderbetreuungsgeldes zu einer Pauschalvariante in 
Form des „Kinderbetreuungsgeld-Kontos“ zusammengeführt.

sich die Höhe des Tagesbetrages im glei-
chen Verhältnis. Auch bei dieser Variante 
ist ein zweimaliger Wechsel des Bezuges 
von Kinderbetreuungsgeld möglich. Die 
Mindestbezugsdauer beträgt ebenfalls 61 
Tage pro Bezugsblock.

Anspruchsdauer ist verbindlich 
festzulegen
Die Anspruchsdauer ist bei erstmaliger An-
tragstellung verbindlich festzulegen. Die 
festgelegte Anspruchsdauer ist auch für den 
anderen Elternteil bindend. Eine einmalige 
Änderung der Dauer pro Kind ist zulässig, 
sofern die Änderung bis spätestens 91 Tage 
vor Ablauf der ursprünglich festgelegten 
Dauer erfolgt. Wurde bereits von beiden El-
ternteilen Kinderbetreuungsgeld bezogen, so 
muss für die Änderung der Anspruchsdauer 
ein gemeinsamer Änderungsantrag gestellt 
werden.

Das einkommensabhängige Kinderbetreu-
ungsgeld kann bis zu 365 Tage bzw. bei 
wechselnder Inanspruchnahme bis zu 426 
Tage bezogen werden. Das Erwerbstätig-
keitserfordernis für die Inanspruchnahme 
wird nur durch eine gesetzliche Pflichtver-
sicherung in der Kranken- und Pensions-
versicherung erfüllt. Folglich reicht eine 
geringfügige Beschäftigung für den Bezug 
des einkommensabhängigen Kinderbetreu-

ungsgeldes nicht aus. Ergibt sich aus der Be-
rechnung des Kinderbetreuungsgeldes ein 
geringerer Tagesbetrag als € 33,88, so erhält 
der Elternteil das einkommensabhängige 
Kinderbetreuungsgeld auf Antrag als Son-
derleistung in Höhe von € 33,88 unabhängig 
davon, ob die Zusatzvoraussetzungen wie 
Erwerbstätigkeitserfordernis oder Nichtbe-
zug von Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung erfüllt sind.

Wird das Kinderbetreuungsgeld für dasselbe 
Kind zu annähernd gleichen Teilen (d.h. ein 
Elternteil zu mindestens 40%, der andere zu 
maximal 60%) und mindestens im Ausmaß 
von jeweils 124 Tagen bezogen, erhält jeder 
Elternteil auf Antrag € 500 Partnerschafts-
bonus als Einmalzahlung. Der Antrag muss 
binnen 124 Tagen ab Ende des letzten Be-
zugs und kann nur einmal pro Kind (auch bei 
Mehrlingsgeburten) gestellt werden.

Daneben besteht aber weiterhin das 
einkommensabhängige Kinder-
betreuungsgeld. Zusätzlich wurde 

als neue Leistung ein Partnerschaftsbonus 
geschaffen. Der pauschale Bezug von Kin-
derbetreuungsgeld als Konto schließt den 
Bezug des einkommensabhängigen Kinder-
betreuungsgeldes aus und umgekehrt.

Pauschalvariante als Grundvariante
Bei der Pauschalvariante (Kinderbetreuungs-
geld-Konto) als Grundvariante steht dem 
Anspruchsberechtigten für eine Dauer von 
bis zu 365 Tagen ab der Geburt des Kindes 
ein Betrag von € 33,88 täglich zu. Wird das 
Kinderbetreuungsgeld nicht für die kom-
plette Dauer von 365 Tagen in Anspruch ge-
nommen, so führt dies zu keinem erhöhten 
Tagesbeitrag. Wie bisher können sich die 
Eltern maximal zweimal beim Bezug des 
Kinderbetreuungsgeldes abwechseln, somit 
liegen maximal 3 Bezugsblöcke vor. In die-
sem Fall verlängert sich die Bezugsdauer auf 
insgesamt 456 Tage ab Geburt des Kindes. 
Die Mindestbezugsdauer muss pro Bezugs-
block ununterbrochen 61 Tage betragen.

Die Anspruchsdauer des pauschalen Kin-
derbetreuungsgeld-Kontos kann auf bis zu 
851 Tage ab Geburt des Kindes verlängert 
werden (flexible Inanspruchnahme). Bei ei-
ner verlängerten Anspruchsdauer verringert 

T I PP 

Die Rechtslage ist mittlerweile sehr 
komplex und für Laien nur mehr 

schwer durchschaubar. Gerne helfen wir 
Ihnen dabei, den Ihnen zustehenden An-
spruch einzufordern.

BFG bejaht Abzugsfähigkeit
Entgegen der Ansicht des Finanzamts gelangte das BFG zum Ergeb-
nis, dass die Kosten steuerlich abzugsfähig sind, da es sich bei den 
Camps ausschließlich um Kinderbetreuung in der Ferienzeit handelt 
und Wissensvermittlung oder sportliche Betätigung keineswegs im 
Vordergrund stehen. Die Kosten für Unterricht (z.B. Schulgeld für 
Privatschulen) sind nämlich gem. VwGH-Rechtsprechung keine 
Kinderbetreuungskosten. Diese Einschätzung wird auch durch die 
entsprechenden Programme der Feriencamps untermauert, wobei 
es für die steuerliche Abzugsfähigkeit nicht hinderlich ist, wenn die 
Freizeitgestaltung in den Camps pädagogisch sinnvoll gestaltet ist 
und auch ein entsprechendes Bewegungsangebot für die teilneh-
menden Kinder miteinschließt. 

Wissensvermittlung steht nicht im Vordergrund
Überdies spricht für die steuerliche Geltendmachung, dass die Ver-
mittlung von Wissen und Kenntnissen in einem Camp während der 
schulfreien Zeit üblicherweise nicht im Vordergrund steht und dass 
das Ausmaß der sportlichen Betätigung jenes der (Kinder)Betreuung 
bei weitem unterschreitet. 

Verpflegungskosten und Bastelgeld auch absetzbar
Entsprechend den Lohnsteuerrichtlinien sind neben den Kosten für 
die Kinderbetreuung (im Feriencamp) auch die Verpflegungsko-
sten - ohne Abzug einer Haushaltsersparnis - und das Bastelgeld 
steuerlich absetzbar.

©Jamey Ekins - fotolia.com
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PERSONAL & KOSTEN

Die Vereinbarung einer Verpflich-
tung zur allfälligen Rückzahlung 
der Ausbildungskosten ist nach 

herrschender Rechtsprechung und Lehre 
grundsätzlich zulässig, wenn die Rückzah-
lung unter Berücksichtigung aller Umstän-
de des Einzelfalls nach Treu und Glauben 
dem Auszubildenden zuzumuten ist und vom 
Standpunkt eines verständigen Betrachters 
einem begründeten und zu billigenden Inte-
resse des Ausbildenden entspricht. 

Eine Vereinbarung, die Kosten einer zu-
nächst unentgeltlich zugesicherten Ausbil-
dung nachträglich bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen doch geltend machen zu 
können, ist daher nicht schon per se sitten-
widrig. Vielmehr muss geprüft werden, ob 
die Interessenabwägung eine grobe Verlet-

Eine Dienstnehmerin zweifelte ihre 
Kündigung vor Gericht wegen So-

zialwidrigkeit an. In dem vom Gericht 
beauftragten berufskundlichen Sachver-
ständigengutachten kam der Gutachter zu 
dem Ergebnis, dass die Arbeitnehmerin 
innerhalb von sechs Monaten eine ver-
gleichbare Teilzeitbeschäftigung finden 

Sozialwidrigkeit bei deutlicher Einkommensreduktion

Ausbildungskostenrückersatz: 
Was ist zulässig?

zung rechtlich geschützter Interessen ergibt 
und ob dem Ausgebildeten die Erfüllung 
einer solchen Vereinbarung zugemutet wer-
den kann beziehungsweise keine unverhält-
nismäßig große Belastung bedeutet. 

Die dazu ergangene Rechtsprechung ist 
nicht nur auf Arbeitsverhältnisse, sondern 
auch auf Rückzahlungsvereinbarungen im 
Rahmen bloßer Ausbildungsverhältnisse 
anwendbar.

Werden Ausbildungskosten in der Rückzah-
lungsverpflichtung pauschal vereinbart, so 
ist diese Pauschalierung mangels abwei-
chender Parteienabrede als im Interesse des 
Arbeitnehmers (hier: des Auszubildenden) 
vereinbart und damit als Höchstgrenze zu 
sehen, die aber nichts daran ändert, dass nur 

könne und dabei von einer Gehaltseinbuße 
von circa 20 Prozent auszugehen sei. 

Im konkreten Fall kamen die Gerichte zu 
dem Ergebnis, dass diese Einkommensein-
buße dennoch nicht zur Sozialwidrigkeit der 
Kündigung führte, weil die sozialen Nach-
teile, die der Klägerin drohten, nicht über die 

normale Interessensbeeinträchtigung bei 
jeder Kündigung hinausgingen. Der Ober-
ste Gerichtshof betont in der Entscheidung 
nochmals, dass es bei der Sozialwidrigkeit 
und der zu prüfenden Interessensbeein-
trächtigung des Arbeitnehmers keine star-
ren Prozentsätze gibt.
(OGH 29.11.2016, 9 ObA 129/16k)

die tatsächlich aufgewendeten Ausbildungs-
kosten zurückzuzahlen sind (wenn diese 
geringer sind). Welche Kosten nun durch 
eine entsprechende Ausbildung tatsächlich 
veranlasst wurden, kann stets nur anhand 
der konkreten Umstände des Einzelfalls be-
urteilt werden. Wenn aber die tatsächlichen 
Ausbildungskosten den in der Ausbildungs-
kostenrückersatzvereinbarung festgelegten 
Pauschalbetrag überschreiten, so ist der 
gesamte Pauschalbetrag zurückzuzahlen 
und kommt es auf einzelne Positionen der 
Ausbildungskosten nicht an.

(OGH 29. 9. 2016, 9 ObA 129/15h – zur Zulässigkeit von Rück-
ersatzvereinbarungen für die Ausbildung zum diplomierten 
Gesundheits- und Krankenpflegepersonal)

©ehrenberg-bilder  - fotolia.com
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PERSONAL & KOSTEN

Ich habe einen volljährigen Lehrling, der 
sich im ersten Lehrjahr befindet. Er ist 

am 01.05.2016 eingetreten und war von 
06.06.2016 – 23.02.2017 insgesamt an 33 
Arbeitstagen kassenärztlich krank geschrie-
ben. Seit 03.03.2017 bis dato ist er wieder 
kassenärztlich krank.

Die Berufsschule hat mich bereits infor-
miert, dass er nicht beurteilt wird.
Welche Möglichkeiten der Lösung des Lehr-
verhältnisses habe ich (abgesehen von einer 
einvernehmlichen Lösung)? Gibt es bereits 
Urteile diesbezüglich? Und gilt die Aussage 
des Berufsausbildungsgesetzes - „wenn der 
Lehrling unfähig wird, den Lehrberuf zu 
erlernen und das Wiedererlangen dieser Fä-
higkeiten innerhalb der vereinbarten Lehr-
zeit nicht zu erwarten ist“ – bei einer vor-
zeitigen Lösung durch den Lehrberechtigten 
aufgrund des längeren Krankenstandes?

Entlassung ja/nein?
Eine Entlassung kommt eher nicht in Be-
tracht, zumal der Entlassungsgrund der „Un-
fähigkeit zur  Erlernung des Lehrberufs“ 
nur bei Vorliegen enger Voraussetzungen 
vorliegt: 

Mindestabwesenheit 4 Monate
Es ist zunächst eine Mindestabwesenheit 
von vier Monaten erforderlich. Hierbei ist 
folgendes zu beachten: Wenn ein Lehrling 
in einem zusammenhängenden Zeitraum 

von mehr als vier Monaten aus Gründen, die 
in seiner Person liegen, verhindert ist, den 
Lehrberuf zu erlernen, dann ist ihm die vier 
Monate überschreitende Zeit nicht auf die 
Lehrzeit anzurechnen. Gleiches gilt, wenn 
ein Lehrling innerhalb eines Lehrjahres 
mehrmals insgesamt mehr als vier Monate 
verhindert ist. 

Verlängerung Lehrzeitraum
Der Lehrberechtigte ist dann verpflichtet, 
über den danach auf die volle Lehrzeit 
fehlenden Zeitraum entweder einen neuen 
Lehrvertrag abzuschließen oder den be-
stehenden im Sinne einer entsprechenden 
Verlängerung zu ergänzen. Erst wenn der 
Lehrling sich weigern sollte, für die feh-
lende Lehrzeit einen solchen Lehrvertrag 
oder eine Verlängerung des bestehenden 
Lehrvertrages abzuschließen, kann man das 
Lehrverhältnis wegen „Unfähigkeit der Er-
lernung des Lehrberufs“ einseitig auflösen. 

Auflösung Lehrverhältnis
Um dieses Thema ranken sich viele Gerüchte. Wir sind 
einer konkreten Frage auf die Spur gegangen.

Das hangt von der Art der Erkrankung 
ab.  Der Arbeitnehmer muss alles un-

terlassen, was seine Genesung gefährden 
konnte. 

Je nach Art der Erkrankung kann also die 
Teilnahme an einer Feier genesungsbeein-
trächtigend sein oder auch nicht. 

Daher Achtung! Nicht jede Teilnahme an 
einer Feier im Krankenstand rechtfertigt eine 
Entlassung des Arbeitnehmers.

Darf der Arbeitneh-
mer im Krankenstand 
feiern gehen?

F A Z I T 

Zusammenfassend muss also eine 
Mindestabwesenheit von vier 

Monaten vorliegen und eine Weige-
rung des Lehrlings zum Abschluss 
eines neuen Dienstvertrages oder 
einer Verlängerung des bestehenden 
Dienstvertrages für den Zeitraum, in 
dem er verhindert war.

Darf man nicht ver-
brauchten Urlaub 
auszahlen?

Nein, das Urlaubsgesetz verbietet die 
Auszahlung von Urlaub ausdrücklich 

als unzulässig. 

Auch auf Wunsch des Dienstnehmers und 
mit seiner ausdrücklichen Zustimmung ist 
die Auszahlung von Urlaub während des 
Dienstverhältnisses nicht zulässig. 

Anders ist die Situation bei Ausscheiden 
des Mitarbeiters. Hier muss in fast allen 
Fällen offener Urlaub - als Urlaubsersatz-
leistung - ausbezahlt werden.

©fotogestoeber - stock.adobe.com
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Demnach bilden Stipendien für eine 
wissenschaftliche, künstlerische, 
schriftstellerische, unterrichtende 

oder erzieherische Tätigkeit steuerpflich-
tige Einkünfte aus selbständiger Arbeit, 
wenn sie wirtschaftlich einen Einkommen-
sersatz darstellen und keine Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit vorliegen.

Finanzielle Unterstützung
Unter dem Begriff „Stipendium“ ist dabei 
eine finanzielle Unterstützung anzusehen, 
die an eine Person deshalb gegeben wird, 
damit sie sich einer wissenschaftlichen, 
künstlerischen, schriftstellerischen, un-
terrichtenden oder erzieherische Tätigkeit 
widmen kann. Derartige Stipendien stellen 
ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach einen 
Einkommensersatz dar.

Bisher unterlagen Einkünfte aus Stipendien 
nur dann der Einkommensteuer, wenn die-
se während eines aufrechten (karenzierten) 
Dienstverhältnisses zu einer Universität ge-
währt wurden. Aufgrund der gesetzlichen 
Neuregelung ist nunmehr insbesondere 

Welche Stipendien sind ab 2017 
steuerfrei oder steuerpflichtig?
Mit 1.1.2017 wurde für die Besteuerung von Stipendien eine neue gesetzliche Regelung geschaffen.

F A Z I T 

Die einkommensteuerliche Be-
handlung von Stipendien ist auf-

grund unterschiedlicher gesetzlicher 
Bestimmungen durchaus komplex. Ob 
bzw. inwieweit Einkünfte aus Stipen-
dien daher tatsächlich der Einkom-
mensteuer unterliegen oder nicht, ist 
anhand der Umstände im jeweiligen 
Einzelfall zu beurteilen. Wir unter-
stützen und beraten Sie dabei gerne!

entscheidend, ob wirtschaftlich ein Ein-
kommensersatz vorliegt oder nicht, unab-
hängig davon, ob Stipendien im Rahmen 
oder außerhalb eines Dienstverhältnisses 
gewährt werden.

Dissertations-, Habilitations- und 
Forschungsstipendien steuerpflichtig
Steuerpflichtig sind somit ab nun beispiels-
weise Stipendien, die für eine ihrem Gehalt 
nach wissenschaftliche Tätigkeit vergeben 
werden, wie etwa Dissertationsstipendien, 
Habilitationsstipendien oder Forschungs-
stipendien für Wissenschaftler.

Nicht erfasst von der Neuregelung und so-
mit nicht als Stipendien einkommensteu-
erpflichtig sind etwa Leistungsstipendien, 
Preise für insbesondere wissenschaftliche 
Arbeiten oder einmalige Zuwendungen 
in Form von „Stipendien“, die außerhalb 
einer bestehenden Einkunftsquelle gelei-
stet werden und lediglich Kosten abgelten, 
aber keinen Einkommensersatz darstellen 
(z.B. die Abgeltung von Aufwendungen für 
Fachliteratur oder Reisen).

Eventuell doch befreit?
Allerdings sind selbst dem Grunde nach 
steuerpflichtige Einkünfte aus Stipendien 
unter Umständen von der Einkommensteu-
er befreit. Steuerfreiheit ist insbesondere 
in folgenden Fällen denkbar:

Stipendien,
•	 die zur Förderung der Wissenschaft und 

Forschung im Inland gewährt werden, 
wenn sie nicht im Rahmen eines steu-
erlichen Dienstverhältnisses ausbezahlt 
werden und das Einkommen (inklusive 
Stipendium) im Kalenderjahr nicht mehr 
als € 11.000 beträgt, bzw. wenn im Ein-
kommen lohnsteuerpflichtige Einkünfte 
enthalten sind, nicht mehr als € 12.000

•	 bis zur Höhe der Höchststudienbeihilfe für 
Selbsterhalter (derzeit € 7.272 pro Jahr)

•	 wenn sie im Rahmen eines steuerlichen 
Dienstverhältnisses ausbezahlt werden 
und das Einkommen einen Jahresbetrag 
von € 12.000 nicht übersteigt, sofern kei-
ne darüber hinaus gehenden Einkünfte 
vorliegen

•	 nach dem Studienförderungsgesetz und 
dem Schülerbeihilfengesetz

©.shock - stock.adobe.com


